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(Nr. 12211.) Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes vom 3. Juli 1876, betreffend die Beſteuerung des 
Gewerbebetriebs im Umherziehen. Vom 4. Januar 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. f 
Das Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Gewerbebetriebs im Amherziehen, vom 3. Juli 1876 
(Geſetzſamml. S. 247) wird wie folgt geändert: 8 N 
1. Die §§ 8 und 9 erhalten folgende Faſſung: 


88 

So N 
Der Inhaber eines Gewerbeſcheins it verpflichtet, dieſen während der tatfächlichen 
Ausübung des Gewerbebetriebs bei ſich zu führen und auf Erfordern den zuſtändigen 
Behörden und Beamten vorzuzeigen; er darf den Schein an keinen andern überlaſſen. 


9 
(1) Die Steuer vom Gewerbebetrieb im Umherziehen iſt nach der Art und dem 
Umfange des Gewerbes ſowie dem Werte der Waren feſtzuſetzen. 
(2) Als regelmäßiger Satz gilt 
1. für das Feilbieten gewerblicher Leiſtungen ſowie für das Darbieten künſtleriſcher 
Leiſtungen oder Schauſtellungen, bei denen ein höheres wiſſenſchaftliches oder 


Kunſtintereſſe nicht obwaltet, der Satz von ꝛm 300 Mark, 
2. für den Handel mit geringwertigen Waren der Satz von ... 400 * 
3. für den Handel mit wertvolleren Waren der Satz von ..... 800 » 
4. für den Handel mit Vieh der Satz vom —„f.v 1000 


Geſetſammlung 1922. (Nr. 1221112217) d 
Ausgegeben zu Berlin den 16. Januar 1922. 


ae 


(3) Das Aufſuchen von Beſtellungen auf Waren ift dem Handel mit ſolchen 
. 

(1) Unter vorſtehende Sätze, und zwar bis zu 25 vom Hundert, kann herunter— 
gegangen werden, wenn das Gewerbe in geringerem als dem gewöhnlichen Umfange 
(RNebenbetrieb, zeitweiſer Betrieb) betrieben wird oder der Gewerbebetrieb durch beſondere 
Umſtände (Kriegsbeſchädigung, körperliche Gebrechen, hohes Alter) beeinträchtigt wird. 

Auch kann aus den allgemeinen Familienverhältniſſen des Gewerbetreibenden (Krankheit 
in der Familie, Kinderzahl und dergleichen) Veranlaſſung zur Herabſetzung der Steuer 
entnommen werden. 

(5) Eine weſentliche Erhöhung der regelmäßigen Sätze hat dagegen einzutreten, 
wenn das Gewerbe in größerem Umfang, insbeſondere mit Kraftwagen, Fuhrwerk oder 
Begleitern, ſoweit dieſe nicht gemäß § 55 der Reichsgewerbeordnung eines eigenen 
Wandergewerbeſcheines bedürfen, ausgeübt wird. Familienangehörige kommen hierbei 
nur zur Anrechnung, wenn fie in dem Wandergewerbebetriebe tatſächlich Verwendung finden. 

(6) Für die Mitglieder von Muſik⸗, Singſpiel⸗ und Theatergeſellſchaften kommt, 
wenn ſie in dem Wandergewerbeſcheine des Vorſtehers eingetragen find, eine Zusatz 
9990 von 25 Mark, wenn ihnen aber nach ihrem beſonderen Wandergewerbeſcheine 

§ 60d Gewerbeordnung) nur im Verband einer Geſellſchaft der Gewerbebetrjeb geſtaktet 
0 u Zuſatzſteuer von 50 Mark in Anſatz. 

) Für Schaubudenbeſitzer, Menagerieinhaber, Kunſtreitergeſellſchaften, Zirkusbeſitzer 
und r iſt die Steuer nach Maßgabe des Umfanges der Schauſtellungen (Zahl der 
Sehenswürdigkeiten, der zum Betriebe mitgeführten Wagen) bis auf 5 000 Mark zu erhöhen. 

() Die weiteren Anordnungen wegen Feſtſetzung der Steuer und wegen Einord— 


nung der Betriebsarten erläßt der Finanzminiſter. Insbeſondere iſt er auch berechtigt, 


eine durch die veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſe gebotene Abänderung obiger 
Klaſſeneinteilung vorzunehmen. 

2. §§ 10 und 11 werden geſtrichen. 

3. Die §§ 19 und 20 erhalten folgende Faſſung: 


195 
Wer den Verpflichtungen des § 7 nicht nachkommt, verfällt in eine Geldſtrafe, 
die dem Doppelten desjenigen Betrages gleichkommt, um welchen die entrichtete Steuer 
geringer iſt als die dem tatfächlich ausgeübten Gewerbebetriebe entſprechende Steuer. 


§ 20. 

Die Beſtimmungen der §§ 18 und 19 finden, wenn das Gewerbe zu denjenigen 
gehört, die nach der Reichsgewerbeordnung im Umherziehen nicht betrieben werden dürfen, 
ebenfalls jedoch mit der Maßgabe Anwendung, daß ſtets auf eine Strafe im doppelten 
Betrage des Jahresſteuerſatzes von 800 Mark zu erkennen iſt. 

4. § 21 wird geſtrichen. 
55 $ 27. | 
Im erſten Satze des dritten Abſatzes iſt für „in Preußen“ zu ſetzen „im Deutſchen Neiche!!, 


6. § 29 erhält den Zuſatz: 
Eine Einziehung von Waren findet nicht ſtatt. 
Artikel ll. 
Das Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1922 in Kraft. 


Das vorſtehende Geſetz wird hiermit verkündet, nachdem der Staatsrat von feinem ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch gemacht hat. 


Berlin, den 4. Januar 1922. 


Das Preußiſche a sminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


(Nr. 12212.) Geſetz über die Verlängerung der Gültigkeitsdauer des Kriegsgeſetzes zur Vereinfachung der 
Verwaltung vom 13. Mai 1918 (Geſetzſamml. S. 535. Vom 5. Januar 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8. 
Im Artikel 13 Abſ. 3 Sat 1 des Kriegsgeſetzes zur Vereinfachung der Verwaltung vom 
13. Mai 1918 Geſetzſamml. S. 53) wird das Wort „zwei“ erſetzt durch „drei“. 


8 2. 
Dieſes Geſetz tritt am 10. Januar 1922 in Kraft. 
Das vorſtehende Geſetz wird hiermit verkündet, nachdem der Staatsrat von ſeinem verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch gemacht hat. 
Berlin, den 5. Januar 1922. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


Gr. D13) Geſetz zur Abänderung des Ruhrtalſperrengeſetzes vom 5. Juni 1913 (Geſetzſamml. S. 317). 
Vom 7. Januar 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Das Ruhrtalſperrengeſetz vom 5. Juni 1913 (Gefeßfamml. S. 317) wird wie folgt geändert: 
1. Im $ 4 Ziffer 7 werden 
a) hinter den Worten „ihre Ermäßigung“ die Worte „oder Erhöhung“ zugeſetzt, 
b) an Stelle des „& 16)“ geſetzt „Ss 14, 14a, 16)". 


Be 


2. Im § 14 Abſ. 1 werden hinter den Worten „die Waſſerentnehmer haben“ die Worte 
„unbeſchadet der Vorſchrift der SS 14a und 15“ zugeſetzt. 
3. Im § 14 erhält der Abi. 2 folgende Faſſung: 

(2) Für die Waſſermenge, welche die in einem der Jahre 1897 bis 1902 ent⸗ 
nommene Waſſermenge nicht überſteigt, kann die Satzung einen geringeren Beitragsſatz 
als für die darüber hinaus entnommenen Mengen feſtſetzen (§ 4 Ziffer 7). Auch für 
ſpätere Jahre kann die Satzung Beitragsſätze von verſchiedener Höhe beſtimmen, je nach 
den Koſten, welche die im § 2 genannten Anlagen zum Erſatze des ſchädlich entzogenen 
Waſſers verurſacht haben. a 

(3) Die Beiträge werden verſchieden berechnet, je nachdem das entnommene 
Waſſer der Ruhr oder ihren Nebenflüſſen dauernd entzogen oder zum Teil wieder zuge: 
führt wird. 

4. Als $ 14a wird folgende Vorſchrift neu eingeſchaltet: 

() Iſt ein Recht zur Waſſerentnahme auf Grund des Waſſergeſetzes vom 7. April 
1913 (Geſetzſamml. S. 53) verliehen oder ſichergeſtellt, fo iſt für einen durch die 
Satzung zu beſtimmenden Teil der verliehenen oder ſichergeſtellten Waſſermenge der 
Beitrag auch dann zu zahlen, wenn die Entnahme unter dieſem Teile bleibt oder ein- | 
geſtellt wird. Die Satzung beſtimmt den Zeitpunkt, von dem ab dieſer Beitrag zu 
zahlen iſt. 

(e) Ergibt ſich bei Feſtſtellung der entnommenen Waſſermenge, daß ein Genoſſe 
mehr als die verliehene oder ſichergeſtellte Waſſermenge entnommen hat, ſo hat er einen 
durch die Satzung zu beſtimmenden Aufſchlag auf den Beitrag für die Mehrentnahme— 
zu zahlen. nn 

(3) Genoſſen, deren Waſſerentnahme eine durch die Satzung zu beſtimmende Menge 
überſchreitet, ſollen ſich das Recht zur Entnahme nach den Beſtimmungen des Waſſer— 
geſetzes verleihen oder ſicherſtellen laſſen. 

(4) Dieſe Genoſſen haben für ihre Waſſerentnahme nach dem 1. Januar 1924 
einen durch die Satzung zu beſtimmenden Aufſchlag auf ihren Beitrag zu zahlen, wenn 
das Recht der Waſſerentnahme nicht verliehen oder ſichergeſtellt wird, es ſei denn, daß 
die Entnahme von Waſſer aus der Ruhr auf der Ruhr zwiſchen der Steinbrücke bei 
Mühlheim (Ruhr) und dem Rhein auf Grund eines gemäß § 49 Abſ. 4 des Waſſer⸗ 

geſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) erhobenen Widerſpruchs verſagt wird. 
Das vorſtehende Geſetz wird hiermit verkündet, nachdem der Staatsrat von ſeinem verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch gemacht hat. 


Berlin, den 7. Januar 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Wendorff. 
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(Nr. 12214.) Geſetz, betreffend Ergänzung der Verordnung über die Auflöſung der Familiengüter und 
Hausvermögen vom 19. November 1920 (Geſetzſamml. S. 463), der Familiengüterverordnung 
in der Faſſung vom 30. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 77) und des Geſetzes über 
die Aufhebung der Standesvorrechte des Adels und die Auflöſung der Hausvermögen vom 
23. Juni 1920 (Geſetzſamml. S. 367). Vom 7. Januar 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


81. 5 

(1) Die Bildung eines Schutzforſtes ($ 7 des Geſetzes über die Aufhebung der Standes 
vorrechte des Adels und die Auflöſung der Hausvermögen vom 23. Juni 1920; § 10a der 
Familiengüterverordnung in der Faſſung vom 30. Dezember 1920) kann mit Zuſtimmung des 
Beſitzers auch dann erfolgen, wenn die Auflöſung eines gebundenen Gutes im Wege der Zwangs- 
auflöſung oder nach beſonderen Vorſchriften erfolgt. 

(e) War bei einer Auflöſung nach beſonderen Vorſchriften die ſtaatliche Genehmigung unter 
der Bedingung anderer die Erhaltung und forſtmäßige Bewirtſchaftung des Waldbeſitzes bezweckender 
Sicherungen erfolgt, To kann auch nach erfolgter Auflöfung an Stelle dieſer Sicherungen die 
Schutzforſtbildung erfolgen. 

(3) Für das Verfahren iſt das Auflöſungsamt zuſtändig. 


82 
N ae 
() Dem Schutzforſte können zum ungebundenen Vermögen gehörige Waldgrundſtücke einver⸗ 
leibt werden, die bisher mit dem gebundenen Walbbeſitz einheitlich bewirtſchaftet find oder be⸗ 
wirtſchaftet werden konnten. a 
) Nach Eintragung des Schutzforſtvermerkes können dem Schutzforſte Waldgrundſtücke zu- 
geſchrieben werden; § 12 Abſ. 3 der Zwangsauflöſungsverordnung findet entſprechende Anwendung. 


8 3. | 
Wird ein Wald- oder Landgut gemäß § 12 Abſ. 6 der Zwangsauflöſungsverordnung geteilt 
oder ſoll die Gutseigenſchaft aufgehoben werden, ſo kann für den Waldbeſitz des Gutes das 
Schutzforſtrecht eingeführt werden. N 


§ 4. 

(1) Die Bildung eines Waldguts kann auf Antrag des Beſitzers auch dann erfolgen, wenn 
die Auflöſung nicht nach den Vorſchriften der Zwangsauflöſungsverordnung erfolgt. Die Bildung 
erfolgt durch das Auflöſungsamt auf Grund eines Familienſchluſſes. Iſt nach den zur An⸗ 
wendung kommenden beſonderen Vorſchriften zur Auflöſung ein Familienſchluß nicht erforderlich 
oder iſt der Familienſchluß über die Auflöſung bereits aufgenommen, ſo bedarf es eines beſonderen 
Familienſchluſſes nicht; jedoch iſt die dem Auflöſungsamte gegenüber abzugebende Zuſtimmung der- 
jenigen Perſonen erforderlich, deren im Familienſchluſſe vorgeſehene Rechte durch die Bildung des 
Waldgutes unmittelbar beeinträchtigt werden. f 


(2) Iſt bereits ein Schutzforſt gebildet, ſo kann die Umwandlung in ein Waldgut auf An⸗ 
trag des Eigentümers des Schutzforſtes durch das Auflöſungsamt erfolgen. 

(3) Auf die Bildung des Waldgutes finden im übrigen die Vorſchriften der §§ 12 bis 14 
der Zwangsauflöſungsverordnung entſprechende Anwendung. 


SB 

(1) Abſ. 4 Satz 3 des § 12 der Zwangsauflöſungsverordnung erhält nachſtehende Faſſung: 
Der Genehmigung zur Zwangsverſteigerung bedarf es nicht zur Beitreibung von Huis- 
ſchulden; die Genehmigung für den Zuſchlag iſt jedoch erforderlich, wenn bei einer 
Geſamtbelaſtung die Zwangsvollſtreckung nur auf einen Teil der belaſteten Grundſtücke 
des Waldguts beſchränkt wird oder der Zuſchlag auf Einzelausgebote hin erfolgen ſoll; 
iſt der Erſteher Eigentümer eines Waldguts oder Schutzforſtes, ſo kann die Genehmigung 
davon abhängig gemacht werden, daß das zuzuſchlagende Waldgrundſtück mit dem Wald- 
gut oder Schutzforſte vereinigt wird. 

(2) Dem Abſ. 4 des § 12 der Zwangsauflöſungsverordnung wird folgender Schlußſatz 

hinzugefügt: 

Das Auflöſungsamt hat bei der Bildung des Waldguts darauf hinzuwirken, daß die 
beſtehenbleibenden Belaſtungen auf den geſamten zum Waldgute gehörigen Grundbeſitz 
erſtreckt werden; die Eintragung neuer Gutsſchulden darf nur erfolgen, wenn das geſamte 
Waldgut belaſtet wird. 


§ 6. 5 
9 2 Abſ. 1 findet auf die Bildung von Waldgütern entſprechende Anwendung. 


5 N 
SEE i 
(1) Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf Land-, Deich und Weingüter ſinngemäße 
Anwendung. i 
(2) Die 8$ 15 und 16 der Zwangsauflöſungsverordnung ſind auch bei der auf Grund dieſes 


Geſetzes erfolgenden Bildung von Land“, Deich- und Weingütern entſprechend anzuwenden. 


8 8. 


Der Juſtizminiſter wird zum Erlaſſe von Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz ermächtigt. 


Dias vorſtehende Geſetz wird hiermit verkündet, nachdem der Staatsrat von ſeinem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch gemacht hat. 


Berlin, den 7. Januar 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


D 


— 


(Ar. 12215.) Geſetz über die Anderung der Geſetze, betreffend die Ablöſung von Reallaſten. Vom 
9. Januar 1922. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
9 
Bis zum Erlaß eines Geſetzes, durch das die in den Geſetzen über die Ablöſung von Real⸗ 
laſten getroffenen Vorſchriften über die Ermittlung des der Ablöſung zugrunde zu legenden Jahres: 
werts anderweit geregelt werden, können Reallaſten nur abgelöſt werden, wenn zwiſchen dem 
Berechtigten und dem Verpflichteten über die Höhe des der Ablöſung zugrunde zu legenden 
Jahreswerts Einverſtändnis beſteht. 
§ 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. Der zuſtändige Miniſter 
führt das Geſetz aus. 


Das vorſtehende Geſetz wird hiermit verkündet, nachdem der Staatsrat von ſeinem ver— 
ſaſſungsmäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch gemacht hat. 
Berlin, den 9. Januar 1922. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Wendorff. 


(Nr. 12216.) Verordnung, betreffend Ausführung des Stellenvermittlergeſetzes vom 2. Juni 1910 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 860). Vom 31. Dezember 1921. 


Die zur Ausführung des Stellenvermittlergeſetzes vom 2. Juni 1910 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 860) ergangene 
Königliche Verordnung vom 25. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 155) wird auf Grund des Artikel 82 Abſ. 1 
der Verfaſſung des Freiſtaates Preußen vom 30. November 1920 (Geſetzſamml. S. 543) von uns hiermit 
wie folgt ergänzt: N 

Dem 8 2 wird nachſtehender Abſ. 3 hinzugefügt: 

Als Stellenvermittler für Bühnenangehörige gilt, wer gewerbsmäßig für gewerbsmäßig 
oder nichtgewerbsmäßig betriebene Unternehmungen, durch welche theatraliſche Vorſtellungen, 
Singſpiele, Inſtrumentalkonzerte, Geſangs⸗ und deklamatoriſche Vorführungen, Schauſtellungen 
von Perſonen oder Tieren dargeboten werden, Vertragsabſchlüſſe zwiſchen Unternehmern und 
Stellenſuchenden vermittelt oder Gelegenheit zur Erlangung von Stellen nachweiſt. Ob bei den 
Unternehmungen oder Veranſtaltungen ein höheres Intereſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft ob⸗ 
waltet oder nicht, iſt ebenſo unerheblich wie die Zeit, auf welche Verträge der bezeichneten Art 
abgeſchloſſen ſind. 


Berlin, den 31. Dezember 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Siering. 
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(Nr. 12217.) Bekanntmachung über die Genehmigung der Verordnung, betreffend vorläufige Anderungen 
von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrages, vom 6. September 
1921 (Geſetzſamml. S. 512). Vom 24. Dezember 1921. 


Die auf Grund des Artikel 1 § 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über die Ermächtigung des Juſtiz⸗ 
miniſters und des Miniſters des Innern— zu Maßnahmen anläßlich der Beſetzung von Landesteilen und der 
Ausführung des Friedensvertrages (Geſetzſamml. S. 115) erlaſſene Verordnung, betreffend vorläufige Ande⸗ 
rungen von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrages, vom 6. September 1921 
(Geſetzſamml. S. 512) hat der Preußiſche Landtag genehmigt. 


Berlin, den 24. Dezember 1921. 


Der Juſtizminiſter. 
In Vertretung: 
rügel. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 375) ſind bekanntgemacht: 


J. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Oktober 1921, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Kottbus für die Aulagen zur Leitung und Verteilung 
des elektriſchen Stromes innerhalb des Stadtkreiſes Kottbus und des ſüdlichen Teiles des Land⸗ 
kreiſes Kottbus, durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 46 S. 241, aus⸗ 
gegeben am 19. November 1921; ae 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20, November 1921, betreffend die Ver⸗ 
leihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Weſſeling für die Anlage eines vom Leinpfad 
auf die Straße „auf dem Rheinberg“ führenden Weges, durch das Amtsblatt der Regierung in 
Köln Nr. 51 S. 329, ausgegeben am 17. Dezember 1921; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. November 1921, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an das Weſtfäliſche Verbands⸗Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Dort 
mund, für den Bau einer Hochſpannungsfreileitung von Kruckel über die bei Fröndenberg zu 
errichtende Transformatorenſtation nach Menden im Kreiſe Iſerlohn, durch das Amtsblatt der 
Regierung in Arnsberg Nr. 51 S. 641, ausgegeben am 17. Dezember 1921; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Dezember 1921, betreffend die Verleihung 

des Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Lippoldsberg G. m. b. H. für den Bau von Über 
landleitungen im Kreiſe Hofgeismar, durch das Amtsblatt der Regierung in Caſſel Nr. 51 S. 357, 
ausgegeben am 24. Dezember 1921. N 
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